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§12

Bei Beeinträchtigung oder Schädigung des eigenen Gesund­
heitszustandes infolge Alkoholmißbrauchs ist ein Angehöriger 
eines bewaffneten Organs zum Ersatz der durch die erste ärzt­
liche Hilfe, Beförderung mit Kraftfahrzeugen oder der ander­
weitig entstandenen Kosten nach den Grundsätzen der dafür 
geltenden Rechtsvorschriften1 und militärischen bzw. inner­
dienstlichen Bestimmungen verpflichtet.

§13
Rückforderung von finanziellen Leistungen

(1) Zuviel gezahlte finanzielle Leistungen, insbesondere Be­
soldung, Reisekosten, Geldleistungen bei Dienstunfähigkeit, 
können zurückgefordert werden, wenn sie fehlerhaft errechnet 
oder unrichtig ausgezahlt wurden oder wenn bei Vorauszah­
lungen die Voraussetzungen für den Anspruch nicht eingetre­
ten sind.

(2) Zahlt der Angehörige eines bewaffneten Organs die 
finanziellen Leistungen, die nach Abs. 1 zurückgefordert wer­
den, nicht unverzüglich freiwillig zurück, ist über die Rück­
forderung innerhalb von 2 Monaten nach Auszahlung durch 
eine Verfügung über Wiedergutmachung zu entscheiden.

(3) Hat der Angehörige eines bewaffneten Organs die Über­
zahlung der finanziellen Leistungen schuldhaft verursacht 
oder war diese so erheblich und dadurch offensichtlich, daß er 
sie erkennen mußte, kann die Rückforderung innerhalb von 
3 Jahren erfolgen. Die Frist beginnt am ersten Tag des Monats, 
der dem Tag folgt, an dem die Forderung geltend gemacht 
werden kann. Wurde die Zahlung durch eine Straftat verur­
sacht, gelten die weitergehenden Fristen für die Verjährung 
der Strafverfolgung.

(4) Nach Ablauf der in den Absätzen 2 und 3 genannten 
Fristen erlischt der Rückforderungsanspruch. Die freiwillige 
Rückzahlung überzahlter finanzieller Leistungen wird davon 
nicht berührt.

§14
Ermittlung der Höhe des Schadens

(1) Für die Ermittlung der Höhe des Schadens sind» zugrunde 
zu legen:

a) bei Geld, anderen Zahlungsmitteln oder Wertmarken — 
der Nennwert,

b) bei Beschädigung von Sachen — die notwendigen Kosten 
für die Beseitigung der Beschädigung,

c) bei Verlust oder Vernichtung von Sachen — die Kosten 
für den Ersatz.

(2) Bei der Ermittlung der Kosten für den Ersatz ist grund­
sätzlich von Einzelhandelsverkaufspreisen gleicher oder ver­
gleichbarer Erzeugnisse auszugehen. Ist das nicht möglich, sind 
die Beschaffungspreise unter Einbeziehung der Aufwendungen 
für die Bestellung, den Transport, die Lagerung und Zufüh­
rung zugrunde zu legen.

(3) Für die Ermittlung der Kosten gelten die von den Mini­
sterien der bewaffneten Organe gemäß Abs. 2 errechneten 
Preise.

§15
Monatliche Bezüge

(1) Bei der Festlegung der Höhe des Schadenersatzes gemäß 
§ 7 Abs. 1 oder § 8 Abs. 1 ist von den Bezügen auszugehen, die 
dem betreffenden Angehörigen eines bewaffneten Organs zum

1 z. Z. gelten: die Verordnung vom 22. September 1962 über die 
Kosten für ärztliche Behandlung und Beförderung bei Alkoholmiß­
brauch (GBl. II Nr. 76 S. 684), die Erste Durchführungsbestimmung 
vom 23. September 1962 (GBl. II Nr. 76 S. 684) und die zweite Durch­
führungsbestimmung vom 23. März 1977 (GBl. I Nr. 13 S. 141) dazu.

Zeitpunkt der Verursachung des Schadens monatlich zustan­
den.

(2) Als monatliche Bezüge im Sinne dieser Verordnung gel­
ten:

a) für Wehrpflichtige im Grundwehrdienst oder einem ent­
sprechenden Wehrersatzdienst — der Wehrsold,

b) für Wehrpflichtige, die Reservistenwehrdienst leisten — 
der Wehrsold und der entsprechend den geltenden 
Rechtsvorschriften gezahlte Ausgleichsbetrag,

c) für alle anderen Angehörigen der bewaffneten Organe — 
die Vergütung für Dienstgrad, Dienststellung und Dienst­
alter.

(3) Für ehemalige Angehörige der bewaffneten Organe gel­
ten die Festlegungen des Abs. 2 entsprechend.

§16
Meldung und Untersuchung des Schadens

(1) Ein Angehöriger eines bewaffneten Organs hat einen von 
ihm verursachten oder festgestellten Schaden unverzüglich sei­
nem Vorgesetzten zu melden.

(2) Der zuständige Kommandeur hat nach Bekanntwerden 
des Schadens zur allseitigen Untersuchung des Schadenfalles 
unverzüglich folgendes zu veranlassen:

a) Feststellung des Umfanges und des zeitlichen Eintritts 
des Schadens,

b) Ermittlung des Schadenverursachers — sofern er noch 
nicht bekannt ist,

c) Feststellung der Dienstpflichtverletzung des Schaden­
verursachers,

d) Prüfung der Schuldfrage,
e) Feststellung der Ursachen und begünstigenden Umstände 

für die Herbeiführung des Schadens,

(3) Der zuständige Kommandeur kann zur Untersuchung 
gemäß Abs. 2 eine Schadenkommission einsetzen. Bei kompli­
zierten Sachverhalten oder bei Schäden über 1 000 M hat das 
in jedem Falle zu erfolgen.

(4) Bei Schäden bis zu 100 M kann die Untersuchung gemäß 
Abs. 2 von Vorgesetzten ab Kompaniechef oder Gleichgestell­
ten erfolgen.

(5) Soweit Untersuchungen oder Ermittlungen durch den 
Militärstaatsanwalt, ein Untersuchungsorgan oder von ande­
ren speziell dafür zuständigen Organen vorgenommen werden 
oder eine Beweisaufnahme durch ein Gericht erfolgt, sind nur 
noch solche Untersuchungen zu veranlassen, die für die Ent­
scheidung über die Wiedergutmachung erforderlich sind.

§17
Entscheidung über die Schadenersatzpflicht

(1) Über die Wiedergutmachung des Schadens durch einen 
Angehörigen eines bewaffneten Organs entscheidet der zustän­
dige Kommandeur auf der Grundlage des Untersuchungs­
ergebnisses durch eine schriftliche Verfügung über Wiedergut­
machung, die innerhalb von 10 Tagen nach Abschluß der 
Untersuchung zu treffen ist.

(2) Eine solche Verfügung ist bei Schäden bis zu 100 M nicht 
erforderlich, wenn die Schuld des Angehörigen eines bewaff­
neten Organs zweifelsfrei festgestellt wird und er sich gegen­
über seinem Vorgesetzten ab Kompaniechef oder Gleichgestell­
ten schriftlich zum Ersatz des Schadens verpflichtet.

(3) Ist die Höhe des Schadens zum Zeitpunkt der Entschei­
dung nicht genau feststellbar, ist diese zur fristgemäßen 
Durchführung der Wiedergutmachung zunächst zu schätzen. 
Nach Feststellung der genauen Höhe des Schadens ist die Ver-


